
Satzung 
Cahokia e.V.

§ 1 Name und Sitz

1. Der Verein führt den Namen „Cahokia e.V.“.
2. Der  Verein  hat  seinen  Sitz  in  Berlin  und  ist  in  das  Vereinsregister  beim

Amtsgericht Charlottenburg eingetragen.
3. Das Geschäftsjahr des Vereins entspricht dem Kalenderjahr.

§ 2 Zweck

1. Der  Verein  verfolgt  die  Förderung  der  Hilfe  für  Kinder  und  Jugendliche in
Verbindung mit der  Förderung der Hilfe für  Menschen mit Behinderungen bzw.
Einschränkungen. 

2. Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch:

a) die Ausübung integrativen Reitens durch gemeinsames Handeln von nicht
behinderten und behinderten oder erkrankten Reitern, 

b) die  Schaffung  von  Tätigkeitsfeldern  für  körperlich,  geistig  oder  seelisch
kranke  Menschen  im  Rahmen  des  Pferdesports,  der  Pferdehaltung  und
Pflege,

c) die Möglichkeit, speziell Kindern und Jugendlichen aus schwierigen sozialen
Verhältnissen eine gemeinsame Ausübung des Reitens mit anderen Kindern
und  Jugendlichen  zu  ermöglichen  explizit  unabhängig  ihrer  sozialen,
kulturellen, sexuellen oder religiösen Orientierung, 

d) die Durchführung regelmäßigen Trainings, gelegentlichen Wettkämpfen und
anderen Reitaktivitäten,

e) die Kooperation mit freien Trägern der Jugend- und Sozialhilfe und anderen
Organisationen  und  Einrichtungen  der  integrativen  und  inklusiven  Kinder-
und Jugendarbeit.

§ 3 Gemeinnützigkeit

1. Der  Verein  verfolgt  ausschließlich  und  unmittelbar  gemeinnützige  Zwecke  im
Sinne  des  Abschnitts  „Steuerbegünstigte  Zwecke“  der  Abgabenordnung.  Der
Verein  ist  selbstlos  tätig,  er  verfolgt  nicht  in  erster  Linie  eigenwirtschaftliche
Zwecke.

2. Die  Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  satzungsgemäße  Zwecke  verwendet
werden. Die Mitglieder des Vereins dürfen keine Zuwendungen aus Mitteln des
Vereins erhalten. Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
des  Vereins  fremd  sind,  oder  durch  unverhältnismäßig  hohe  Vergütungen
begünstigen.

3. Die  von  dem  Verein  erzielten  Überschüsse  dürfen  den  Mitgliedern  nicht
ausgezahlt  werden, sie sind ausschließlich für den genannten gemeinnützigen
Zweck zu verwenden. Ein ausscheidendes Mitglied kann keine Zahlungen aus
dem Vereinsvermögen verlangen. 

Seite 1 von 3



4. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall der steuervergünstigten Zwecke fällt
das Vermögen des Vereins an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder an
eine  andere  steuerbegünstigte  Körperschaft  zwecks  Verwendung  für  die
Förderung des Tierschutzes oder Jugendhilfe.   

§ 4 Finanzierung des Vereins

1. Der Verein finanziert sich durch Mitgliedsbeiträge, Spenden, Fördermittel sowie
durch  die  Erträge  der  im  Rahmen  der  Abgabenordnung  festgelegten
Rücklagenbildung. 

2. Die  Mitgliederversammlung  entscheidet  über  die  Höhe  der  Mitgliedsbeiträge.
Diese können in einer Beitragsordnung geregelt werden.

§ 5 Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und juristische Person werden.
Über  die  Aufnahme entscheidet  nach  schriftlichem Antrag  der  Vorstand.  Bei
Minderjährigen  ist  der  Aufnahmeantrag  durch  die  gesetzlichen  Vertreter  zu
stellen.

2. Der Austritt aus dem Verein ist jederzeit zulässig. Er muss schriftlich gegenüber
dem Vorstand erklärt werden.

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sein Verhalten
in  grober  Weise  gegen  die  Interessen  des  Vereins  verstößt.  Über  den
Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung.

4. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds (bei juristischen Personen
mit deren Erlöschen).

5. Das  ausgetretene  oder  ausgeschlossene  Mitglied  hat  keinen  Anspruch
gegenüber dem Vereinsvermögen.

§ 6 Mitgliederversammlung

1. Die  ordentliche  Mitgliederversammlung  findet  einmal  jährlich  statt.  Außerdem
muss eine Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn das Interesse des
Vereins es erfordert oder wenn mindestens 1/10 der Mitglieder die Einberufung
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt.

2. Jede Mitgliederversammlung ist vom Vorstand schriftlich oder in Textform per  
E-Mail unter Einhaltung einer Einladungsfrist von 4 Wochen und unter Angabe
der Tagesordnung einzuberufen.

3. Versammlungsleiter ist der 1. Vorsitzende und im Falle seiner Verhinderung der
2. Vorsitzende. Sollten beide nicht anwesend sein, wird ein Versammlungsleiter
von  der  Mitgliederversammlung  gewählt.  Soweit  der  Schriftführer  nicht
anwesend ist, wird auch dieser von der Mitgliederversammlung bestimmt.

4. Jede  ordnungsgemäß einberufene  Mitgliederversammlung  ist  ohne  Rücksicht
auf  die  Zahl  der  erschienenen  Mitglieder  für  einfache  Beschlüsse
beschlussfähig. Zur Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins ist die
Anwesenheit von  mindestens 50% der beschlussfähigen Mitglieder notwendig.
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5. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Zur Änderung der Satzung  ist jedoch
eine Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

6. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen,
das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterschreiben ist.

§ 7 Vorstand

1. Der  Gesamtvorstand  des  Vereins  besteht  aus  dem  1.  Vorsitzenden,  dem  
2. Vorsitzenden, dem Kassierer und dem Schriftführer.

2. Der vertretungsberechtigte Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem 
1. Vorsitzenden und dem 2. Vorsitzenden. Jeder von ihnen vertritt den Verein
einzeln.

3. Der  Vorstand  wird  von  der  Mitgliederversammlung  auf  die  Dauer  von  zwei
Jahren gewählt;  jedes Vorstandsmitglied bleibt jedoch so lange im Amt bis eine
Neuwahl erfolgt ist.

4. Der  Vorstand  ist  ehrenamtlich  tätig  und  kann  eine  angemessene
Tätigkeitsvergütung sowie einen Aufwendungsersatz erhalten.  

5. Der  Vorstand kann zur  Führung  der  Vereinsgeschäfte  einen  Geschäftsführer
bestellen. Dieser unterliegt der Weisung und Aufsicht des Vorstandes. 

§ 8 Kassenprüfer

Die Mitgliederversammlung bestellt zwei sachkundige Kassenprüfer, die nicht dem
Vorstand  angehören.   Sie  haben  den  Jahresabschluss  mit  Ende  eines
Geschäftsjahres  zu  überprüfen.  Es  ist  ein  Prüfungsbericht  anzufertigen  und  der
Mitgliederversammlung zur Abstimmung vorzulegen. 

§ 9 Auflösung des Vereins

Die  Auflösung  des  Vereins  kann  nur  durch  Beschluss  einer  eigens  dazu
einberufenen Mitgliederversammlung erfolgen. Zur Gültigkeit  des Beschlusses ist
eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

§ 10 Unwirksamkeit von Beschlüssen

Sollten  Änderungen  der  Satzung  aufgrund  von  Beanstandungen  des
Registergerichtes oder  der  Finanzbehörde bis zur  Eintragung ins Vereinsregister
erfolgen oder  sonstige  zweckmäßige redaktionelle  Änderungen erforderlich  sein,
kann dies der Vorstand beschließen bzw. anmelden. Sämtliche Änderungen sind
der Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu geben.

Berlin, den 28.07.2020
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